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Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
Kreisverband Offenbach-Stadt

26. Januar 2006
Information aus dem Kreisvorstand

Unterrichtsgarantie darf nicht zum Geschäft werden!
Die Unternehmensberatung Ellendt & Herold aus Aschaffenburg hat mit Offenbacher Schulleitungen und dem Staatlichen Schulamt Kontakt aufgenommen und bietet Unterstützung bei der Umsetzung von Unterrichtsgarantie plus an. Durch die Vorgabe, keine Unterrichte mehr ausfallen zu lassen, lastet auf den Schulleiterinnen und -leitern ungeheurer Druck. Die versprochene Unterrichtsgarantie ist kaum zu verwirklichen, weil die organisatorischen Voraussetzungen ebenso fehlen wie hinreichende Mittel. Viele wären sicher dankbar, wenn ihnen diese Last abgenommen würde.

Der GEW-Kreisvorstand Offenbach-Stadt sieht das Angebot jedoch mit großer Sorge. Die zusätzlichen Mittel reichen bereits jetzt für eine Vertretung durch Personen mit Lehrbefugnis nicht aus. Das weiß auch die Kultusministerin, die Studenten und Eltern einsetzen will. Zusätzlich müsste die Unternehmensberatung bezahlt werden, die ihre Dienste natürlich nicht umsonst anbietet.
In einem Schreiben an die Schulen regt Ellendt & Herold schulübergreifende Konzepte an. Schulen könnten beispielsweise gemeinsam „auf einen von externer Seite betriebenen Pool zugreifen“. Die Lehrkräfte könnte die Firma effizient rekrutieren. Die Standards, die Schulämter bezüglich der Qualifikation und Bezahlung der Lehrkräfte einhalten müssen, können natürlich von Privatfirmen abgesenkt werden. So wäre die Unterrichtsgarantie erfüllbar, und man könnte zusätzlich noch Profite erzielen.
Unterrichten ohne die nötige Ausbildung: Wie soll das denn gehen? Unausgebildete Kräfte, die weder die Schüler kennen, noch über Erfahrungen im Umgang mit Schulklassen verfügen, auch nicht in der Thematik bewandert sind, können das nicht. Wir befürchten ein Chaos, das mühsam aufgebaute Arbeitshaltungen untergräbt, besonders in schwierigen Klassen. Das ganze Standard- und Qualitätsgerede wird durch derartige Modelle gründlich ad absurdum geführt. Aldi-Bildung für Offenbacher Schulen: Wir gehen davon aus, dass der Privatisierung schulischen Unterrichts eine Tür geöffnet werden soll. Was sich bei Vertretungen als profitabel erweist, wird mit Sicherheit ausgeweitet – wenn es durchsetzbar ist.
Das Staatliche Schulamt hat noch keine Entscheidung gefällt. Es könnte sich mit einer Annahme des Angebots einiger schwieriger Koordinierungsaufgaben entledigen. Allerdings gibt es juristische Hindernisse: Die Mittel für Unterrichtsgarantie plus stehen für Beraterhonorare nicht zur Verfügung. Zu hoffen ist, dass das so bleibt.

Denn: Leidtragende wären vor allem die Kinder und Jugendlichen, denen eine qualifizierte Bildung verwehrt wird. Gerade in Offenbach mit seinen teilweise schwierigen Lernbedingungen muss der Versuch gestoppt werden, die Unterrichtsqualität abzusenken. Dass Privatfirmen von den viel zu knappen Mitteln für Bildung auch noch Profite abzweigen, kann nicht angehen. Wir fordern alle Schulleiterinnen und -leiter auf, sich auf derartige Angebote nicht einzulassen!
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